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Sachstand 

262/2022-7 Gemeinsamer 
Antrag der Frakti-
onen CDU, Bünd-
nis 90/ Die Grü-
nen, SPD und 
UWG vom 
12.04.2022 betr.  
Grundsatzbe-
schluss zur Stadt-
entwicklungsge-
sellschaft mit er-
weitertem Bau-
landmanagement 

Rat 
23.06.22 

 

Zur optimierten Steuerung der Baulandentwicklung in der Stadt Bornheim wird 
der Bürgermeister wie folgt beauftragt:   
1. Die Gründung der Stadtentwicklungsgesellschaft (SEG) als Kapitalgesell-

schaft in der Rechtsform einer Gesellschaft mit beschränkter Haftung 
(GmbH) vorzubereiten.   Zweck der Stadtentwicklungsgesellschaft sind der 
Erwerb, die Entwicklung, die bedarfsorientierte Bereitstellung sowie die Ver-
äußerung von geeigneten Flächen für relevante (projektbezogene) Vorhaben 
der Stadtentwicklung, einschließlich Flächen   mit   Bestandsimmobilien. 
Darüber hinaus ist die treuhänderische Unterstützung der Stadt bei liegen-
schaftlichen Aufgaben vorzusehen. 
Die Stadtentwicklungsgesellschaft begleitet die jeweiligen Bauleitplanverfah-
ren der Gebiete mit dem Ziel, insbesondere Grundstücke für gemeinnützige 
Vorhaben sowie für privatwirtschaftliche Bauvorhaben bereitzustellen.  
Die zur Gründung der Stadtentwicklungsgesellschaft gemäß diesem Be-
schluss notwendigen fachlichen und juristischen Fragen sind zu klären, ge-
gebenenfalls mit externer Unterstützung. 
Die Aufgaben der Wirtschaftsförderungsgesellschaft werden durch die 
Stadtentwicklungsgesellschaft nicht berührt.  
Zur Gründung ist ein Geschäftsszenario für die ersten 5 Jahre nach Grün-
dung zu erarbeiten.  
Die notwendigen finanziellen Mittel zur Vorbereitung der Gesellschaft sind 
mit dem nächsten Haushalt bereitzustellen. Mindestens in der Gründungs-
phase soll die Stadt die Gesellschaft personell unterstützen.   

2. Zugleich wird ein erweitertes Baulandmanagement eingeführt. Grundsätzlich 
gilt ab dem Datum der Beschlussfassung im Rat, spätestens nach dessen 
Veröffentlichung, dass neue Planungsrecht für Wohnbau sowie gemischte 
Bauflächen bevorzugt geschaffen wird, wenn die Bereitschaft der Eigentü-
mer besteht, einen Anteil von 20/25/30 Prozent (noch festzulegen) der Brut-
tobaulandfläche an die Stadt beziehungsweise –  nach Gründung –  an die 
Stadtentwicklungsgesellschaft zu veräußern.   
Von dieser Regelung sind Flächen ausgenommen, auf die mindestens eine 
der folgenden Bedingungen zutreffen:    

a. Soweit sich in bereits laufenden Verfahren die Planungen schon so konkreti-
siert haben, dass Vorentwürfe für Bebauungspläne beschlossen wurden 
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 Aufgabe ist weiter-
hin in Bearbeitung. 
Zwischenzeitlich 
wurde ein Wirt-
schaftsprüfer mit 
der Begleitung der 
Gründung beauf-
tragt 
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(Bürgerbeteiligung).   
b. Bebauungsplangebiete mit einer Nettobaulandfläche von bis zu 2.000 qm.  
c. Flächen für die Stadt, den Landkreis, das Land und den Bund sowie für an-

dere öffentliche Bedarfsträger, die notwendigen Gebäuden des Gemein-
wohls dienen (z.B. Rettungswesen, Frauenhäuser, Katstrophenschutz, Ver-
waltungsgebäude). 

3. In den neu zu planenden Wohnbauflächen sind grundsätzlich 20/25/30 Pro-
zent (noch festzulegen) der geplanten Wohneinheiten im öffentlich geförder-
ten Wohnungsbau zu realisieren. Die Belegungsrechte sollen in der Regel 
bei der Stadt liegen. Auch die Belegung durch Eigentümer soll möglich sein.   
Die Absicherung dieser Ziele ist im Bebauungsplanverfahren vor dem Sat-
zungsbeschluss sicherzustellen und im städtebaulichen Vertrag zu doku-
mentieren.   
Die nach Punkt 2 von den Eigentümern bzw. Investoren abzutretenden Flä-
chen verringern sich um die Flächen, auf denen öffentlich geförderter Woh-
nungsbau im Sinne des Nr. 3 Satz 1 eigenständig errichtet bzw. veranlasst 
wird. Die Verhandlung mit den Eigentümern bzw. Investoren obliegt der 
Stadtentwicklungsgesellschaft.   

4. Alle notwendigen Quoten und Grenzwerte werden zum gegebenen Zeitpunkt 
spätestens bei Gründung der Stadtgesellschaft entsprechend des Ge-
schäftszwecks und des Geschäftsmodells festgelegt. 


